
Risikoreduzierungsgesetz – Die nationale 
Umsetzung des europäischen Bankenpakets

Das europäische Bankenpaket beinhaltet aus regulatorischer Sicht weitere essenzielle Vorgaben, 

um die im Zuge der Finanzkrise identifizierten Regelungslücken und -schwächen zu beseitigen und 

die Widerstandsfähigkeit des europäischen Bankensektors insgesamt zu stärken. Gerade in Zeiten 

wie der aktuellen Covid-19-Pandemie zahlt sich eine strenge Regulierung aus, weil solide 

kapitalisierte Institute die durch die Pandemie hervorgerufenen Kapitalbelastungen besser abfedern 

können. Im Gesamtkontext der Fortentwicklung der Bankenunion ist das Bankenpaket als weitere 

Maßnahme zur Reduzierung der Risiken im Bankensektor zu sehen. Im Bankenpaket sind auch 

administrative Erleichterungen für kleine, nicht komplexe Institute vorgesehen, ohne diese von 

quantitativen Vorgaben zu entlasten – eine Entwicklung, die seitens der Bundesbank mit voran-

getrieben wurde und angesichts der zunehmenden Komplexität der Bankenregulierung und der 

steigenden Compliance-​Kosten einen Schritt in Richtung einer adressatengerechten proportionalen 

Regelsetzung darstellt.

Das Risikoreduzierungsgesetz komplementiert die unmittelbar anwendbaren europäischen Vor-

gaben, indem die im Bankenpaket enthaltenen Regelungen aus der Capital Requirements Direct-

ive (CRD V) und der Bank Recovery and Resolution Directive (BRRD II) in deutsches Recht überführt 

werden. Dazu sind neben den Änderungen an nationalen Gesetzen auch Anpassungen an 

nationalen Rechtsverordnungen erforderlich. Die Umsetzung im Risikoreduzierungsgesetz orientiert 

sich an den europäischen Vorgaben, die im Sinne einer möglichst weitgehenden Harmonisierung 

innerhalb der Europäischen Union (EU) geringen bis keinen Umsetzungsspielraum lassen. Dieser 

Ansatz ist im Sinne der Schaffung eines Level Playing Field innerhalb der EU zu begrüßen. Lediglich 

dort, wo den Mitgliedstaaten explizit Möglichkeiten gegeben wurden, Spielräume bei der 

Umsetzung zu nutzen, wurde davon im Hinblick auf die Besonderheiten des deutschen Banken-

markts Gebrauch gemacht. Dass der Gesetzgeber darüber hinaus die Möglichkeit über das Risiko-

reduzierungsgesetz genutzt hat, um Erleichterungen für Factoring- und Finanzierungsleasing-

institute aufzunehmen, erscheint vor dem Hintergrund der allgemeinen Proportionalitätsdebatte 

sachgerecht.

Auch wenn das Bankenpaket und die nationale Umsetzung im Risikoreduzierungsgesetz regula

torisch weitere wesentliche Bestandteile des Basel III-​Rahmenwerks in der EU beziehungsweise 

national implementieren, ist die Postfinanzkrisenagenda damit noch nicht vollständig abge-

arbeitet. Dafür bedarf es noch der Umsetzung des Basel III-​Reformpakets von Ende 2017, wenn-

gleich sich der Zeitrahmen aufgrund der Covid-​19-​Pandemie auch um ein Jahr nach hinten ver-

schoben hat. Ungeachtet der zeitlichen Verschiebung ist es wichtig, diese Standards einheitlich 

und vollständig umzusetzen. Die aktuellen Verwerfungen durch Covid-​19 sollten im Sinne einer 

verlässlichen multilateralen Kooperation nicht dazu genutzt werden, die vereinbarten Standards 

im Zuge der Umsetzung aufzuweichen. Dies würde zu ungleichen globalen Wettbewerbs-

bedingungen und damit zu unerwünschten regulatorischen Arbitragemöglichkeiten führen. Auf 

europäischer Ebene gilt es, an der Agenda zur weiteren Risikoreduzierung festzuhalten. Dazu 

gehört neben der regulatorischen Behandlung von Staatsanleihen auch das tatsächliche Erreichen 

der Zielvorgaben für ausreichendes Haftkapital, das im Abwicklungsfall zur Verfügung stehen soll.
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Einleitung

Am 7.  Juni 2019 wurde das sogenannte Ban-

kenpaket im Amtsblatt der EU veröffentlicht.1) 

Das Bankenpaket ist ein weiterer wichtiger 

Schritt, um die in der Finanzkrise erkannten Re-

gelungslücken und -schwächen zu beseitigen 

mit dem Ziel, die Widerstandsfähigkeit und Sta-

bilität des europäischen Bankensektors zu stär-

ken. Es umfasst daher zahlreiche Änderungen 

der CRR (Capital Requirements Regulation) 2), 

der CRD3), der BRRD4) und der SRMR (Single Re-

solution Mechanism Regulation) 5).6) Während 

die Anpassungen der EU-​Verordnungen (CRR 

und SRMR) unmittelbar in den Mitgliedstaaten 

der EU Anwendung finden, bedarf es im Falle 

der Richtlinien (CRD und BRRD) einer Umset-

zung im nationalen Recht. In Deutschland er-

folgt diese Umsetzung durch das Risikoreduzie-

rungsgesetz7), das größtenteils Ende des Jahres 

2020 in Kraft treten wird.8)

Das Risikoreduzierungsgesetz ist als Artikelge-

setz ausgestaltet und sieht vor allem Anpassun-

gen am Gesetz über das Kreditwesen (KWG) 

und am Gesetz zur Sanierung und Abwicklung 

von Instituten und Finanzgruppen (SAG) vor. 

Neben der notwendigen Umsetzung der EU-​

Vorgaben sind weitere Änderungen enthalten, 

die sich aus zeitlichem oder sachlichem Zusam-

menhang angeboten haben.

Wesentliche Änderungen 
im KWG

Zulassungspflicht von 
(gemischten) Finanzholding­
gesellschaften

Finanzholdinggesellschaften9) und gemischte 

Finanzholdinggesellschaften10) können Mutter-

unternehmen von Bankengruppen sein, für die 

eine Anwendung der aufsichtlichen Anforderun-

gen auf konsolidierter Ebene vorgeschrieben ist. 

Allerdings können die von einer solchen Hol-

dinggesellschaft kontrollierten und beaufsichtig-

ten Institute nicht immer sicherstellen, dass die 

Anforderungen auf konsolidierter Basis inner-

halb der ganzen Gruppe eingehalten werden. 

Aus diesem Grund wird mit § 2f KWG11) eine Zu-

lassungspflicht für (gemischte) (EU-)Mutter-​

Finanzholdinggesellschaften, die an der Spitze 

einer Gruppe stehen und für die Erfüllung von 

aufsichtlichen Pflichten auf Gruppenebene ver-

antwortlich sind, eingeführt. Auf diesem Wege 

wird die (gemischte) Finanzholdinggesellschaft 

selber verpflichtet, die Einhaltung der konsoli-

dierten Aufsichtsanforderungen sicherzustellen. 

§ 2f KWG setzt die europäische Vorgabe aus Ar-

tikel  21a CRD V um. Die neue Regelung legt 

auch fest, welche Informationen und Unter-

lagen bei der für die Beaufsichtigung der Gruppe 

auf konsolidierter Ebene zuständigen Aufsichts-

behörde im Rahmen des Zulassungsverfahrens 

einzureichen sind. Die Verwendung des Begriffs 

„Aufsichtsbehörde“ in der Vorschrift verdeutlicht 

wie auch an anderer Stelle im KWG, dass es sich 

dabei sowohl um die EZB als auch die Bundes-

anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 

handeln kann. Für die Erteilung der Zulassung ist 

es insbesondere erforderlich, dass die internen 

Vereinbarungen und die Aufgabenverteilung in-

nerhalb der Gruppe für die Einhaltung der An-

forderung nach dem KWG und der CRR auf zu-

sammengefasster oder teilkonsolidierter Basis 

angemessen und geeignet sind, alle Tochter-

unternehmen zu steuern, Konflikte zu verhin-

dern und festgelegte Strategien innerhalb der 

Gruppe durchzusetzen. Die Aufsichtsbehörde 

Etablierung 
einer Zulas-
sungspflicht 
für (gemischte) 
Finanzholding-
gesellschaften

1 Siehe: EU-​Amtsblatt L150 vom 7. Juni 2019.
2 Verordnung (EU) 2019/​876 vom 20. Mai 2019 zur Ände-
rung der Verordnung (EU) Nr. 575/​2013 (CRR II).
3 Richtlinie (EU) 2019/​878 vom 20. Mai 2019 zur Änderung 
der Richtlinie 2013/​36/​EU (CRD V).
4 Richtlinie (EU) 2019/​879 vom 20. Mai 2019 zur Änderung 
der Richtlinie 2014/​59/​EU (BRRD II).
5 Verordnung (EU) 2019/​877 vom 20. Mai 2019 zur Ände-
rung der Verordnung (EU) Nr. 806/​2014 (SRMR II).
6 Vgl.: Deutsche Bundesbank (2019).
7 Siehe: http://dipbt.bundestag.de/extrakt/ba/WP19/2656/ 
265687.html. Die Verkündung ist für den 14. Dezember 
2020 im Bundesgesetzblatt vorgesehen.
8 Die Anwendung der geänderten Vorgaben aus der BRRD 
hat nach den EU-​Vorgaben ab dem 28. Dezember 2020 zu 
erfolgen; bei den Änderungen aus der CRD ab dem 
29. Dezember 2020.
9 Vgl.: Art. 4 Abs. 1 Nr. 20 CRR.
10 Vgl.: Art. 4 Abs. 1 Nr. 21 CRR.
11 Soweit auf Paragraphen des KWG Bezug genommen 
wird, handelt es sich um die bereits durch das Risikoredu-
zierungsgesetz geänderte Fassung.

Deutsche Bundesbank 
Monatsbericht 
Dezember 2020 
52

http://dipbt.bundestag.de/extrakt/ba/WP19/2656/265687.html
http://dipbt.bundestag.de/extrakt/ba/WP19/2656/265687.html


muss dem Antragsteller spätestens innerhalb 

von sechs Monaten nach Eingang des Zulas-

sungsantrags die Entscheidung bekannt machen.

Im Einzelfall kann die Zulassung entbehrlich 

sein, unter anderem wenn die Haupttätigkeit 

der Holdinggesellschaft lediglich im Erwerb und 

im Halten von Beteiligungen an Tochterunter-

nehmen besteht und ein CRR-​Kreditinstitut als 

übergeordnetes Unternehmen für die Einhal-

tung der Pflichten auf zusammengefasster Basis 

verantwortlich ist. Ob die vorgenannten Zulas-

sungs- oder Freistellungskriterien eingehalten 

werden, ist von der Aufsichtsbehörde fortlau-

fend zu kontrollieren.

Zuständigkeit für die Aufsicht 
auf zusammengefasster Basis

In Ergänzung zur Einführung einer Zulassungs-

pflicht für (gemischte) Finanzholdinggesell-

schaften werden mit § 8b KWG, der Artikel 111 

CRD V umsetzt, die Zuständigkeiten für die 

Gruppenaufsicht über Instituts- oder Finanzhol-

dinggruppen neu geregelt. Durch die Neurege-

lung der Aufsichtszuständigkeit auf euro-

päischer Ebene wird die Rolle der Bankenauf-

sicht gegenüber der Wertpapieraufsicht ge-

stärkt. Sobald eine Gruppe mindestens ein 

Kreditinstitut umfasst, soll in Zukunft regel-

mäßig die für die Bankenaufsicht zuständige 

Behörde für die Gruppenaufsicht zuständig 

sein. Außerdem wird die Zuständigkeit für die 

Gruppenaufsicht durch die Neuregelungen ver-

stärkt demjenigen Aufseher zugesprochen, der 

den – bezogen auf die Bilanzsumme – größten 

Teil der Gruppe auf Einzelebene beaufsichtigt. 

Es ist daher möglich, dass zukünftig nicht mehr 

in jedem Fall die Aufsichtsbehörde, die das ge-

mäß § 10a KWG für die Konsolidierung verant-

wortliche Unternehmen beaufsichtigt,12) auch 

für die Gruppenaufsicht zuständig sein wird. 

Gleichwohl bietet § 8c KWG die Möglichkeit, 

fallbezogen im Wege einer einvernehmlichen 

Zuständigkeitsübertragung von der gesetzlich 

vorgesehenen Zuständigkeitsverteilung abzu

weichen.

Einrichtung eines zwischen­
geschalteten EU-​Mutter­
unternehmens bei Mutter­
unternehmen mit Sitz in 
einem Drittstaat

Für bestimmte Drittstaaten-​Bankengruppen13) 

wird mit § 2g KWG eine Pflicht zur Einrichtung 

eines zwischengeschalteten EU-​Mutterunter-

nehmens (Intermediate EU Parent Undertaking: 

IPU) eingeführt. Davon betroffen sind Drittstaa-

ten-​Bankengruppen, die über mindestens zwei 

in der EU niedergelassene Tochterinstitute ver-

fügen und deren Vermögenswerte (inkl. der 

Vermögenswerte von rechtlich unselbständigen 

Zweigstellen) in der EU einen Schwellenwert 

von 40 Mrd € überschreiten. Unter diesem neu 

einzurichtenden zwischengeschalteten EU-​Mut-

terunternehmen sollen die Aktivitäten sämt-

licher in der EU niedergelassener Tochterinsti-

tute der Drittstaaten-​Bankengruppe auf konsoli-

dierter Basis beaufsichtigt werden. Ziel ist es, 

die Aufsicht über Drittstaaten-​Bankengruppen 

in der EU sowie eine mögliche Anwendung der 

Abwicklungsvorschriften in Bezug auf deren EU-​

Aktivitäten zu erleichtern.

In Einzelfällen hat die Aufsicht die Möglichkeit, 

Strukturen mit zwei zwischengeschalteten EU-​

Mutterunternehmen zu genehmigen. Dies wäre 

insbesondere dann möglich, wenn der Einrich-

tung eines einzigen zwischengeschalteten Mut-

terunternehmens Trennbankenregelungen14) 

des Drittstaates entgegenstehen oder wenn 

eine Zusammenfassung aller Geschäftsaktivi-

täten unter einem einzigen EU-​Mutterunterneh-

Neuregelung der 
Zuständigkeit für 
die Gruppen
aufsicht

Neue Anfor-
derung für 
bestimmte Dritt-
staaten-​Banken-
gruppen zur Ein-
richtung eines 
IPU

12 Gemäß §10a KWG in Verbindung mit Art. 11 der CRR ist 
das jeweilige Mutterinstitut bzw. die jeweilige Mutter-​
Finanzholdinggesellschaft (sofern diese nach § 2f KWG zu-
gelassen ist) für die Erfüllung der aufsichtsrechtlichen Anfor-
derungen auf Gruppenebene verantwortlich. Wird die Mut-
ter-​Finanzholdinggesellschaft an der Spitze einer (Sub-)
Gruppe nicht zugelassen, muss an ihrer statt ein nachgeord-
netes Institut als entsprechend verantwortlich designiert 
werden.
13 Wenn der Hauptsitz der Gruppe außerhalb des Euro-
päischen Wirtschaftsraumes liegt.
14 Darunter wird grundsätzlich eine Anforderung verstan-
den, wonach risikoreiche Geschäftsbereiche vom Einlagen-
geschäft zu trennen sind.
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men nach Ansicht der Abwicklungsbehörden 

die Abwicklungsfähigkeit schwächen würde. 

Für diejenigen Drittstaaten-​Bankengruppen, die 

bereits am Stichtag 27. Juni 2019 mit mehr als 

einem Institut in der EU vertreten waren und 

deren Vermögenswerte in der EU an diesem 

Stichtag 40 Mrd € überschritten, sieht das KWG 

einen verlängerten Übergangszeitraum bis zum 

30. Dezember 2023 vor. Alle anderen betroffe-

nen Drittstaaten-​Bankengruppen haben die An-

forderung mit Inkrafttreten der nationalen Um-

setzung zum 29. Dezember 2020 umzusetzen.

Säule 2

Mit der CRD V erfolgte eine Reihe von Klarstel-

lungen zum aufsichtlichen Überprüfungs- und 

Bewertungsprozess (Supervisory Review and 

Evaluation Process: SREP) sowie zu den darauf 

aufbauenden aufsichtlichen Maßnahmen. Diese 

werden entsprechend mit dem Risikoreduzie-

rungsgesetz in das KWG überführt.

Die erweiterten Regelungen zu den zusätzlichen 

Eigenmittelanforderungen (Pillar 2 Require-

ment: P2R) werden in § 6c KWG zusammen-

geführt. Darin findet sich auch die neue Rege-

lung zur Kapitalqualität für die Unterlegung der 

zusätzlichen Eigenmittelanforderungen. Nach 

den neuen Regeln muss diese Kapitalanfor-

derung – entsprechend den Vorgaben zu den 

Mindestkapitalanforderungen der Säule 1  – 

nicht mehr ausschließlich mit hartem Kernkapi-

tal (CET 1) gedeckt werden.

Die Grundlagen für die Eigenmittelempfehlung 

(Pillar 2 Guidance: P2G) werden im § 6d KWG 

umgesetzt. Dieser zusätzliche Eigenmittelpuffer 

soll dazu dienen, dass Institute in Stressphasen 

– wie beispielsweise in der aktuellen Covid-​19-​

Situation – auftretende Verluste im laufenden 

Geschäftsbetrieb abdecken können, ohne die 

aufsichtlichen Mindestkapitalanforderungen zu 

unterschreiten. Um dieser Funktion als Stress-

puffer Rechnung zu tragen, ist eine Unterle-

gung der Eigenmittelempfehlung mit hartem 

Kernkapital sinnvoll.

Erweiterte Rege-
lungen zu SREP, 
zusätzlichen 
Eigenmittelanfor-
derungen und 
der Eigenmittel-
empfehlung wer-
den eins zu eins 
aus der CRD V 
übernommen

Einführung einer einheit­
lichen Defi nition des 
Begriffs „bedeutendes  
Institut“ im KWG für 
Zwecke der Vergütung 
und der Corporate 
 Governance

Für die Zwecke der Vergütungsregulie-

rung sowie für die in den §§ 25c und 

25d KWG (Gesetz über das Kreditwesen) 

festgelegten Anforderungen an die Ge-

schäftsleitung und an das Verwaltungs- 

oder Aufsichtsorgan ist eine einheitliche 

Defi nition der „bedeutenden Institute“ 

in § 1 Absatz 3c KWG vorgesehen. Da-

nach ist ein Institut bedeutend, wenn 

seine Bilanzsumme im Durchschnitt zu 

den jeweiligen Stichtagen der letzten 

vier abgeschlossenen Geschäftsjahre 15 

Mrd € überschritten hat. Darüber hinaus 

gelten nach § 1 Absatz 3c KWG diejeni-

gen Institute stets als bedeutend,

– die eine der Bedingungen von Arti-

kel  6 Absatz  4 Unterabsatz 2 der 

SSM- Verordnung1) erfüllen2),

– die als potenziell systemrelevant im 

Sinne des § 12 KWG eingestuft wur-

den sowie

– Finanzhandelsinstitute gemäß § 25f 

Absatz 1 KWG.

1 Single Supervisory Mechanism: Einheitlicher Ban-
kenaufsichtsmechanismus, Verordnung (EU) 
Nr. 1024/ 2013 vom 15. Oktober 2013.
2 Danach gilt ein Institut als bedeutend, wenn ers-
tens seine Bilanzsumme die Schwelle von 30 Mrd € 
übersteigt, oder zweitens seine Bilanzsumme eine 
Schwelle von 20 % des nationalen Bruttoinlands-
produkts übersteigt (gilt nur für Institute mit einer 
Bilanzsumme von mindestens 5 Mrd €), oder drit-
tens die EZB auf Grundlage einer Anzeige der 
nationalen Aufsichtsbehörde bestätigt, dass es sich 
um ein für die betreffende Volkswirtschaft bedeu-
tendes Institut handelt.
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Aufsicht über Förderbanken

Seit Inkrafttreten der Capital Requirements 

Regulation (CRR) II am 27. Juni 2019 sind die 

14 rechtlich selbständigen deutschen För-

derbanken keine CRR- Institute mehr. Durch 

die Änderung des Artikel 2 Absatz 5 Num-

mer  5 der Capital Requirements Directive 

(CRD) mit der CRD V werden sie explizit ganz 

aus dem Anwendungsbereich der EU- Ban-

kenregulierung herausgenommen. Aus die-

sem Grund werden sie seitdem wieder auf 

rein nationaler Ebene, das heißt von der 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-

sicht (BaFin) und der Bundesbank, beauf-

sichtigt. Da es sich nicht mehr um CRR- Kre-

ditinstitute handelt, sind sie auch nicht mehr 

Bestandteil des Einheitlichen Aufsichts-

mechanismus (Single Supervisory Mecha-

nism: SSM) und unterliegen damit nicht 

mehr der Beaufsichtigung im SSM. Unmit-

telbarer gesetzlicher Handlungsbedarf be-

stand aus deutscher Sicht nicht, da die be-

troffenen Förderbanken Kreditinstitute im 

Sinne des Gesetzes über das Kreditwesen 

(KWG) sind. Über einen entsprechenden 

Verweis in § 1a KWG gelten die euro-

päischen Aufsichtsvorschriften, allen voran 

CRR und CRD, grundsätzlich auch weiterhin 

für diese Kreditinstitute. Geregelt wird über 

das Risikoreduzierungsgesetz, dass für die 

Förderbanken auch als Nicht- CRR- Kredit-

institut die Meldeanforderungen der EZB- 

Verordnung über die Meldung aufsichtlicher 

Finanzinformationen1) gelten. Durch die Ein-

fügung von § 12 KWG wird zudem sicher-

gestellt, dass bei diesen Förderbanken auch 

eine Einstufung als potenziell systemrelevan-

tes Institut (PSI) möglich ist. Um die syste-

mische Relevanz eines Instituts zu beurtei-

len, wird auf die Bedeutung des Instituts in 

Bezug auf die Grundgesamtheit aller Insti-

tute in Deutschland abgestellt. Die neue Re-

gelung des § 12 KWG ermöglicht es, die 

Förderbanken im Rahmen der von BaFin 

und Bundesbank angewandten Methode 

(PSI- Methode) als ein Bestandteil der Grund-

gesamtheit zur Bestimmung der syste-

mischen Relevanz von Instituten in Deutsch-

land zu berücksichtigen.

Im Bereich der Vergütungsregulierung gilt 

für die Förderinstitute im Rahmen der Ein-

stufung als bedeutendes Institut eine ab-

weichende Bilanzschwelle. Danach gelten 

Förderbanken nur als bedeutend, wenn 

ihre Bilanzsumme 70 Mrd € 2) überschritten 

hat. Erst dann müssen sie die besonderen 

Anforderungen der Institutsvergütungsver-

1 Verordnung (EU) 2015/ 534 vom 17. März 2015, zu-
letzt geändert durch Verordnung (EU) 2020/605 vom 
9. April 2020.
2 Im Durchschnitt zu den jeweiligen Stichtagen der 
letzten vier Geschäftsjahre. Im Allgemeinen gilt gemäß 
§ 1 Abs. 3c KWG eine Schwelle von 15 Mrd €.

Liste der rechtlich selbständigen 
Förderbanken *)

–  Bremer Aufbau-Bank GmbH

–  Hamburgische Inves titions- und Förderbank

–  Investitionsbank Berlin

–  Investitionsbank des  Landes Brandenburg

–  Investitionsbank  Schleswig- Holstein

–  Investitions- und Förderbank Niedersachsen – NBank

–  Investitions- und Strukturbank Rheinland- Pfalz

–  Landeskreditbank  Baden-Württemberg – Förderbank

–  Landwirtschaftliche Renten bank

–  LfA Förderbank Bayern

–  NRW.BANK

–  Saarländische Investitionskreditbank AG

–  Sächsische Aufbaubank – Förderbank

–  Thüringer Aufbaubank

* Vgl.: Art. 2 Abs. 5 Nr. 5 CRD V, die KfW war bereits vor 
Inkrafttreten der CRD V aus der EU- Bankenregulierung 
ausgenommen.
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Das Zinsänderungsrisiko im Anlagebuch ist für 

die meisten deutschen Institute das bedeutend-

ste Risiko, für das Eigenmittelanforderungen 

gemäß Säule 1 nicht vorgesehen sind. Für die 

Beurteilung der Wesentlichkeit und damit der 

Notwendigkeit zusätzlicher Eigenmittelanfor-

derungen für das Zinsänderungsrisiko in der 

Säule 2 werden analog zur europäischen Vor-

gabe zwei Indikatoren eingeführt. Demnach 

gelten Zinsänderungsrisiken insbesondere dann 

als wesentlich, wenn ein barwertiger Verlust 

von mehr als 15% des Kernkapitals in einem 

von sechs aufsichtlichen Zinsschockszenarien 

oder ein starker Rückgang der Netto-​Zins-

erträge in einem von zwei aufsichtlichen Szena-

rien vorliegt.

Die konkrete Ausgestaltung dieser Indikatoren 

erfolgt durch noch von der Europäischen Ban-

kenaufsichtsbehörde (European Banking Autho-

rity: EBA) zu erarbeitende Regulatorische Tech-

nische Standards (RTS), für welche in der CRD V 

entsprechende Mandate enthalten sind. Die in-

soweit herausfordernden Arbeiten der EBA, bei 

denen beispielsweise mit der Entwicklung eines 

ertragsorientierten Indikators aufsichtliches 

Neuland betreten wird, werden daher nicht vor 

dem Jahr 2022 abgeschlossen sein. Aufgrund 

der Verknüpfung der Regelung im KWG mit den 

Regelungen für 
Zinsänderungs-
risiko werden 
noch durch die 
EBA konkretisiert

ordnung erfüllen, während die Förderban-

ken mit einer niedrigeren Bilanzsumme 

weiterhin nur die allgemeinen Anforderun-

gen zu erfüllen haben. Im Ergebnis wird 

hierdurch die bisher de facto bestehende 

Vergütungsregulierung der Förderbanken 

fortgeführt.

Neu sieht das KWG nach dem Risikoredu-

zierungsgesetz eine Befreiung der Förder-

banken von den Offenlegungsvorschriften 

vor. Hauptgrund dürfte sein, dass für Käu-

fer von Finanzinstrumenten primär die aus-

drückliche Garantie der öffentlichen Hand 

ausschlaggebend sein dürfte und weniger 

die Risikoeinschätzung der Förderbank. Der 

mit der Offenlegung induzierte marktdis-

ziplinierende Effekt würde somit ins Leere 

laufen.

Insgesamt ist es zu begrüßen, dass die För-

derbanken damit auch weiterhin einem dem 

EU- Bankenaufsichtsrecht vergleichbaren 

Aufsichtsniveau unterliegen. Auch der 

Grundansatz des KWG, wonach alle Kredit-

institute im Sinne des KWG gleichen Regeln 

unterworfen werden, wird nicht infrage ge-

stellt.

Reihenfolge der verschiedenen

Kapitalanforderungen (Stacking Order)

Deutsche Bundesbank

Säule 1
(Mindestanforderungen)

P2R

Kombinierte
Pufferanforderung

P2G

Muss jederzeit eingehalten
werden

Ausschüttungsbeschrän-
kungen bei Unterschreitung

Keine automatischen 
aufsichtlichen Maßnahmen

Deutsche Bundesbank 
Monatsbericht 
Dezember 2020 
56



neuen Indikatoren und den RTS werden diese 

KWG-​Anforderungen bis zum Inkrafttreten der 

RTS nach Verabschiedung in Form einer Verord-

nung durch die Europäische Kommission noch 

keine Anwendung finden.

Die Bundesbank begrüßt die Einführung von 

aufsichtlichen Indikatoren, die analog zu den 

Mindestanforderungen an das Risikomanage-

ment (MaRisk) der Institute sowohl eine bar-

wertige als auch eine ertragsorientierte Perspek-

tive abdecken. Aufsichtliche Kennzahlen kön-

nen aber nur eine Indikation bezüglich des 

institutsindividuellen Risikos geben. Daher ist 

positiv hervorzuheben, dass kein Automatismus 

zwischen der Überschreitung der Schwellen-

werte der Indikatoren und zusätzlichen Eigen-

mittelanforderungen vorgesehen ist. Die Ent-

scheidung über zusätzliche Eigenmittelanforde

rungen für Zinsänderungsrisiken im Anlagebuch 

wird insofern weiterhin unter Berücksichtigung 

institutsindividueller Aspekte getroffen werden.

Verschuldungsquote

Das Säule 2-​Konzept einer institutsspezifischen 

risikobasierten Kapitalanforderung wird nun-

mehr auch auf den Regelungsbereich der nicht 

risikogewichteten Verschuldungsquote (Le-

verage Ratio: LR) übertragen. Da die euro-

päischen Vorgaben für den Gesetzgeber keine 

expliziten nationalen Gestaltungsspielräume be-

züglich der neu hinzugekommenen Anfor-

derungen für die Verschuldungsquote vor-

sehen, orientiert sich die Umsetzung im KWG 

eng am europäischen Regelungstext.

Hervorzuheben ist insbesondere die im aufsicht-

lichen Ermessen stehende Möglichkeit, – spie-

gelbildlich zum risikobasierten Rahmenwerk – 

die zum 28. Juni 2021 verbindliche LR-​Mindest-

anforderung in der Säule 1 in Höhe von 3 %15) 

durch weitere Eigenmittelanforderungen bezie-

hungsweise -empfehlungen zu ergänzen. Die 

sogenannte zusätzliche Eigenmittelanforderung 

(LR-​Pillar 2 Requirement: LR-​P2R) wird dabei im 

Rahmen des aufsichtlichen Überprüfungs- und 

Bewertungsverfahrens institutsindividuell ins-

besondere für nicht oder nicht ausreichend ab-

gedeckte Risiken einer übermäßigen Verschul-

dung seitens der Aufsichtsbehörden ermittelt. 

Hingegen wird die Eigenmittelempfehlung (LR-​

Pillar 2 Guidance: LR-​P2G) auf Basis von auf-

sichtlichen Stresstests ermittelt. Diese zusätz-

liche Eigenmittelempfehlung soll den Instituten 

ermöglichen, Verluste in Krisensituationen zu-

nächst ohne den Verzehr anderer Eigenmittel-

bestandteile abzudecken. Wie die Vorgaben der 

CRD V sieht auch die nationale Gesetzgebung 

vor, dass zur Erfüllung von LR-​P2R und LR-​P2G 

genutzte Eigenmittel nicht zur Erfüllung anderer 

LR-​Eigenmittelanforderungen genutzt werden 

können.

Eine weitere wesentliche Neuerung ist die Ein-

führung näherer Vorgaben zur Anwendung des 

Puffers der Verschuldungsquote. Dieser Puffer 

ist durch global systemrelevante Institute (G-SRI) 

ab 2023 vorzuhalten und beträgt 50 % des 

risikobasierten G-​SRI-​Kapitalpuffers.16) Ins-

besondere enthält die nationale Gesetzgebung 

künftig Vorgaben bezüglich der (eingeschränk-

ten) Zulässigkeit von Ausschüttungen, sofern 

die Pufferanforderung nicht erfüllt wird, wobei 

Näheres per Rechtsverordnung (Solvabilitätsver-

ordnung) geregelt wird. Darüber hinaus wird 

das KWG bei Nichteinhaltung der Pufferanfor-

derung Vorgaben in Bezug auf die Notwendig-

keit und das Vorgehen zur Erstellung eines Kapi-

talerhaltungsplanes, der eine (Wieder-)Einhal-

tung der Anforderung in einer angemessenen 

Frist gewährleisten soll, enthalten.

Mit der deckungsgleichen Umsetzung der Vor-

gaben der CRD V in nationales Recht ist die Im-

plementierung des LR-​Rahmenwerks als Letzt-

sicherung (Backstop) für das risikobasierte Rah-

menwerk auch auf nationaler Ebene abge-

schlossen. Die dadurch eingeführten Elemente 

Kein Automa
tismus zu Eigen-
mittelanfor-
derungen für 
Zinsänderungs-
risiken

Nationale 
Umsetzung der 
ergänzenden 
Vorgaben des 
LR-​Rahmen-
werks

Einführung der 
Möglichkeit 
einer ergänzen-
den Eigenmittel-
anforderung 
sowie einer 
Eigenmittel
empfehlung

Einschränkungen 
bei Unterschrei-
tung des Puffers 
der Verschul-
dungsquote 
für G-​SRIs

Abschließende 
Umsetzung der 
ergänzenden 
Vorgaben des 
LR-​Rahmen-
werks

15 Die LR wird berechnet als Quotient aus dem aufsicht-
lichen Kernkapital (Zähler) und der Gesamtrisikopositions-
messgröße, welche grundsätzlich alle bilanziellen sowie 
außerbilanziellen Positionen erfasst (Nenner).
16 Beträgt bspw. der risikogewichtete G-​SRI-​Puffer 1%, 
dann beträgt der entsprechende Puffer der Verschuldungs-
quote 0,5 % der Gesamtrisikopositionsmessgröße.
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sind aufsichtlich zu begrüßen, da sie einen 

Gleichlauf mit der für die Aufsicht bereits beste-

henden Möglichkeit zur zielgerichteten Fest-

legung institutsindividueller Eigenmittelanfor-

derungen beziehungsweise -empfehlungen im 

risikobasierten Rahmenwerk herstellen und in-

soweit ein bereits bewährtes Konzept auf das 

nicht risikobasierte Rahmenwerk übertragen.

Ausschlussregeln zur Verwen­
dung von hartem Kernkapital

Institute dürfen zur Erfüllung einer Kapitalpuf-

feranforderung kein hartes Kernkapital verwen-

den, das zur Unterlegung anderer risikobasier-

ter Kapitalanforderungen, zum Beispiel der Min-

destkapitalanforderungen und institutsindivi-

dueller Kapitalzuschläge, oder eines der anderen 

Kapitalpuffer erforderlich ist. Diese Vorgabe ist 

künftig zentral im neuen § 10b KWG geregelt. 

Damit wird eine technische Anpassung aus der 

CRD V übernommen, welche die jeweiligen Ein-

zelregelungen bei den Kapitalpuffern zusam-

menfasst und an zentraler Stelle voranstellt. Die 

Auflistung der relevanten Kapitalanforderungen 

in § 10b KWG stellt keine Rangfolge („stacking 

order”) dar, in der die einzelnen Anforderungen 

zu erfüllen sind. Es handelt sich vielmehr um 

eine Klarstellung, dass hartes Kernkapital nicht 

mehrfach zur Unterlegung von risikobasierten 

Kapitalanforderungen verwendet werden darf.

Anpassung der Organkredit­
vorschriften

Die Änderungen bei den Organkreditbestimmun-

gen in § 15 KWG gehen auf eine Änderung des 

Artikel 88 Absatz 1 CRD und die Basler Grund-

sätze für eine wirksame Bankenaufsicht17) zu-

rück. Entlang der geänderten europäischen Vor-

gaben wird der Kreis der Personen erweitert, auf 

die die besonderen Beschlussfassungspflichten 

des § 15 KWG anzuwenden sind. Zukünftig sind 

auch Kredite an einen Elternteil oder die volljäh-

rigen Kinder eines Mitglieds der Geschäftsleitung 

oder des Verwaltungs- beziehungsweise Auf-

sichtsrats durch die Geschäftsleitung und den 

Verwaltungs- beziehungsweise Aufsichtsrat des 

Instituts zu genehmigen. Diese Änderung geht 

auf die Basler Grundsätze für eine wirksame Ban-

kenaufsicht zurück, nach denen als „engste Fa-

milienangehörige“ auch volljährige Kinder und 

Eltern zu verstehen sind. Der Internationale Wäh-

rungsfonds hat zudem im Rahmen des Financial 

Sector Assessment Program 2016 in Deutschland 

bemängelt, dass Personen, bei denen Interessen-

konflikte bestehen, von der Beschlussfassung 

über die Kreditvergabe nicht ausgeschlossen 

sind. Ferner wurde vom Internationalen Wäh-

rungsfonds beanstandet, dass die bisherigen Re-

gelungen in § 15 KWG zu kurz greifen, weil sie 

Interessenskonflikte, wie sie bei Dienstleistungs-

geschäften, Käufen und Verkäufen von Ver-

mögensgegenständen, Bauverträgen oder Aus-

buchungen von Forderungen entstehen können, 

nicht berücksichtigen. Diese Defizite werden mit 

dem Risikoreduzierungsgesetz behoben.

Vergütung

Die neuen europäischen Vorgaben machen 

Änderungen der nationalen Vergütungsvorschrif-

ten unter anderem in Bezug auf die proportio-

nale Anwendung spezifischer Vergütungsanfor-

derungen sowie auf das Erfordernis geschlechts-

neutraler Vergütungssysteme erforderlich.

Die durch das Risikoreduzierungsgesetz neu ge-

fasste einheitliche Definition der bedeutenden 

Institute berücksichtigt den in der CRD V vor-

gegebenen Ansatz, wonach Institute oberhalb 

einer bestimmten Bilanzschwelle nicht von der 

Ex-​post-​Risikoadjustierung befreit werden dür-

fen.18) Die europäischen Vorgaben sehen hier 

Ausschlussregeln 
zur Unterlegung 
der Kapitalpuffer 
sind künftig zen-
tralisiert geregelt

Erweiterungen 
bei den Organ-
kreditvorschrif-
ten beruhen auf 
Basler Grund
sätzen und 
EU-Vorgaben

Proportionalität: 
Ausnahmen von 
der Ex-​post-​
Risikoadjustie-
rung …

17 Siehe: https://www.bis.org/basel_framework/standard/
BCP.htm.
18 In der CRD V umfasst die Befreiung von der Ex-​post-​
Risikoadjustierung explizit die Regelungen zur anteiligen 
Auszahlung der variablen Vergütung in Instrumenten sowie 
der anteiligen Streckung über mehrere Jahre. Nach dem 
vorliegenden Entwurf der BaFin zur Änderung der Instituts-
vergütungsverordnung (InstitutsVergV) soll darüber hinaus 
auch eine Befreiung in Bezug auf die Anforderung einer 
nachträglichen Kürzung der variablen Vergütung durch 
Malus und Clawback erfolgen.
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eine Proportionalitätsschwelle von grundsätz-

lich 5 Mrd € Bilanzsumme im Vierjahresdurch-

schnitt vor. In Deutschland nutzt der Gesetz-

geber allerdings das von der CRD V vorgese-

hene Mitgliedstaatenwahlrecht zu einer Anhe-

bung der Schwelle auf bis zu 15 Mrd € 

vollständig aus. Damit kann aus Sicht der Bun-

desbank den Gegebenheiten des deutschen 

Bankenmarkts adäquat Rechnung getragen 

werden.

Gleichzeitig haben nun alle CRR-​Institute eine 

Risikoträgeridentifikation durchzuführen. Bis-

lang hatten nur die bedeutenden Institute eine 

solche vorzunehmen. Von den nicht bedeuten-

den CRR-​Instituten wird lediglich eine Risikoträ-

geridentifikation „light“ gefordert. Dabei sind 

nur Geschäftsleiter und Verwaltungs- oder Auf-

sichtsräte, die zwingend qua Gesetz als Risiko-

träger eingestuft sind, sowie bestimmte weitere 

Gruppen von Mitarbeitern in Führungspositio-

nen zu betrachten.19) Die darüber hinaus-

gehende, umfangreichere Prüfung weiter-

gehender Kriterien zur Risikoträgeridentifikation 

gemäß der Delegierten Verordnung (EU) 

Nr.  604/​2014 in der jeweils geltenden Fas-

sung20) ist nur von den bedeutenden Instituten 

vorzunehmen. Für Institute, die keine CRR-​Insti-

tute sind, ist nach wie vor keine Risikoträger-

identifikation notwendig, es sei denn, sie gelten 

als bedeutend.

Das Prinzip der geschlechtsneutralen Vergütung 

wird für die Mitglieder des Verwaltungs- oder 

Aufsichtsorgans in den neuen § 25d Absatz 5 

KWG aufgenommen. Auch werden die Anzei-

gepflichten im Vergütungsbereich um Informa-

tionen zum sogenannten geschlechtsspe-

zifischen Lohngefälle ergänzt. Details hierzu 

werden sich erst nach Anpassungen der ein-

schlägigen Leitlinien der EBA ergeben.

In Ergänzung zur Umsetzung der Vergütungs-

anforderungen im KWG sind Anpassungen an 

der Institutsvergütungsverordnung (Instituts-

VergV) erforderlich. Dies betrifft unter anderem 

Änderungen beim Anwendungsbereich, bei der 

Mindestlänge des Zurückbehaltungszeitraums 

und bei den Regelungen für Gruppen sowie die 

Aufnahme des Erfordernisses einer geschlechts-

neutralen Vergütung für Mitarbeiter und Ge-

schäftsleiter.

Corporate Governance

Im Bereich Corporate Governance werden mit 

der Umsetzung des EU-​Bankenpakets insbeson-

dere Klarstellungen getroffen, Erleichterungen 

gewährt und in der Aufsichtstätigkeit schon 

praktizierte Verfahren gesetzlich festgeschrie-

ben.

Bereits nach geltender Rechtslage liegt die 

Hauptverantwortung sowohl für die anfäng-

liche als auch für die fortbestehende Eignung 

von Organmitgliedern bei den Instituten. Daher 

wird im KWG nunmehr klargestellt, dass Insti-

tute auch diejenigen neuen Tatsachen, die sich 

auf die ursprüngliche Beurteilung der Eignungs-

anforderungen erheblich auswirken, unverzüg-

lich nach Kenntniserlangung anzuzeigen haben. 

Im Rahmen des Anzeigeverfahrens neuer Ge-

schäftsleiter ist künftig auch das Ergebnis der 

Beurteilung der Eignungsanforderungen durch 

das anzeigende Institut mitzuteilen.

Ferner wird im KWG durch das Risikoreduzie-

rungsgesetz geregelt, dass die Geschäftsleiter 

im Kollektiv über ein angemessen breites Spek-

trum von Kenntnissen, Fähigkeiten und Erfah-

rungen verfügen müssen, die zum Verständnis 

der Tätigkeiten des Instituts einschließlich seiner 

Hauptrisiken notwendig sind. Nach wie vor 

muss jedoch jedes einzelne Mitglied der Ge-

schäftsleitung auch die zur Erfüllung seiner 

… und Risikoträ-
geridentifikation 
„light“

Geschlechtsneu-
trale Vergütung 
jetzt gesetzlich 
verankert

Ergänzende 
Anpassung der 
Institutsver-
gütungsverord-
nung erforder-
lich

Hauptverant-
wortung der 
Institute

Kollektive 
Eignung der 
Geschäftsleitung

19 Vgl.: § 1 Abs. 21 KWG und § 25a Abs. 5b S. 1 KWG.
20 Die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 604/​2014 gibt quali-
tative und quantitative Kriterien für die Bestimmung der 
Risikoträger in den Instituten vor. Sie ist parallel zur natio-
nalen Umsetzung der CRD V von der EBA überarbeitet, an 
die Europäische Kommission übersandt und veröffentlicht 
worden (https://eba.europa.eu/eba-publishes-revised-
standards-identify-staff-material-impact-institution%E2%​
80%​99s-​risk-profile). Ihr Inkrafttreten erfolgt erst nach Ver-
abschiedung durch die Europäische Kommission und der 
anschließenden Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro-
päischen Union.
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jeweiligen Aufgaben erforderlichen Kenntnisse, 

Fähigkeiten und Erfahrungen besitzen.

Nachgelagerte Institute innerhalb einer Gruppe, 

die für sich genommen nicht das Erfordernis 

eines bedeutenden Instituts nach § 1 Absatz 3c 

KWG erfüllen, werden entlastet. Sie können 

künftig über die Einrichtung/​Nichteinrichtung 

der im KWG genannten Ausschüsse abhängig 

von der Größe, der internen Organisation und 

der Art, des Umfangs, der Komplexität und des 

Risikogehalts der Geschäfte des Instituts ent-

scheiden.

Weitere Erleichterungen sind bei der Höchst-

anzahl an Mandaten vorgesehen. Zum einen 

wird der bisherige enge Begriff der „Instituts-

gruppe“ an die in der CRR neu eingeführte De-

finition einer „Gruppe“ angepasst. Somit kön-

nen künftig Mandate zusammengerechnet und 

nur als eines gezählt werden, wenn sie inner-

halb einer Gruppe von Unternehmen ausgeübt 

werden, von denen mindestens eines ein Insti-

tut ist und die anderen Unternehmen demsel-

ben Konsolidierungskreis angehören. Darüber 

hinaus sind Mandate als Geschäftsleiter und als 

Verwaltungs- oder Aufsichtsratsmitglieder in-

nerhalb einer Gruppe künftig nicht mehr se-

parat zu rechnen, sondern werden zusammen 

als ein Geschäftsleitungsmandat gezählt. Da 

hiermit eine Angleichung an die Mandatszäh-

lung in anderen SSM-​Mitgliedstaaten erreicht 

wird, ist diese längst fällige Änderung im Sinne 

einer Harmonisierung zu begrüßen. Bei den 

Organmitgliedern deutscher Institute dürfte die 

Änderung zudem zu einer spürbaren Erleichte-

rung bei der Wahrnehmung von Mandaten füh-

ren. Ein im Einzelfall durch die Aufsichtsbehörde 

genehmigtes zusätzliches Verwaltungs-/​Auf-

sichtsratsmandat darf jedoch erst nach der Ge-

nehmigung angenommen werden.

Zum Zwecke der Harmonisierung innerhalb des 

SSM wird eine neue Rechtsgrundlage zur Durch-

führung von Interviews zur Beurteilung der Eig-

nungskriterien durch die Aufsichtsbehörde ge-

schaffen.21) Außerdem gibt es nunmehr eine 

ausdrückliche Ermächtigungsgrundlage für die 

Verwarnung von Geschäftsleitern.22)

Übergangsvorschrift für Wert­
papierhandelsunternehmen

In den Übergangsvorschriften wird in § 64 Ab-

satz 3 KWG nunmehr klargestellt, dass die bis-

herigen Wertpapierhandelsunternehmen, die 

ab dem 26. Juni 2021 dem Aufsichtsregime für 

Wertpapierfirmen 23) unterliegen werden, in 

dem Übergangszeitraum von sechs Monaten 

nach Inkrafttreten des Risikoreduzierungsgeset-

zes nicht mehr den Anforderungen aus der 

CRD V unterworfen werden. Für sie gelten mit 

Ausnahme des § 2g KWG, der die Verpflichtung 

zur Errichtung einer Zwischenholding (IPU) vor-

sieht, weiterhin die Vorschriften des KWG in der 

vor Inkrafttreten des Risikoreduzierungsgesetzes 

gültigen Fassung.

Weitere Änderungen des KWG

Ein weiterer elementarer Bestandteil der CRD V 

und damit auch der nationalen Umsetzung im 

KWG sind die Änderungen in Bezug auf die 

makroprudenziellen Instrumente.24) Diese wer-

den nun klarer von den mikroprudenziellen In-

strumenten abgegrenzt, Überschneidungen 

zwischen den makroprudenziellen Puffern wer-

den bereinigt. Die Umsetzung in den §§ 10c bis 

10i KWG erfolgt dabei entlang der europäischen 

Vorgaben.

Außerdem werden durch das Risikoreduzie-

rungsgesetz einige redaktionelle Anpassungen 

vorgenommen, die inhaltlich oder aus dem 

Erleichterungen 
für nach-
gelagerte 
Institute bei 
der Ausschuss-
bildung

Erleichterungen 
bei der Höchst-
anzahl der 
Mandate

Weitere 
Änderungen 
im Bereich 
Governance

21 Nach dem „Leitfaden zur Beurteilung der fachlichen 
Qualifikation und persönlichen Zuverlässigkeit“ der EZB sind 
Interviews grundsätzlich durchzuführen, wenn bei eigen-
ständigen Banken die Position des Vorstandsvorsitzenden 
(oder eine entsprechende Position) und des Vorsitzenden 
des Verwaltungs- oder Aufsichtsrats neu zu besetzen sind.
22 Vgl.: § 36 Abs. 2 KWG.
23 Verordnung (EU) 2019/​2033 und Richtlinie (EU) 2019/​
2034 vom 27. November 2019.
24 Vgl. ausführliche Darstellung in: Deutsche Bundesbank 
(2019), S. 40 und 42.
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Sachzusammenhang geboten erscheinen. So 

wird § 45 KWG, der die Maßnahmen zur Ver-

besserung der Eigenmittelausstattung und 

Liquidität regelt, teilweise neu gefasst. Dazu ge-

hört die Klarstellung, dass die Aufsichtsbehörde 

für eine effektive Gefahrenabwehr bereits früh-

zeitig Maßnahmen ergreifen kann. Auch die 

Abgrenzung zu den Frühinterventionsmaßnah-

men im SAG soll so klarer werden. Durch die 

Verwendung des Begriffs der Aufsichtsbehörde 

wird nun auch deutlich, dass die EZB diese Be-

fugnisse des KWG in Bezug auf die deutschen 

Institute, die von ihr direkt beaufsichtigt wer-

den, unmittelbar anwenden kann.

Begleitende Änderungen 
bestehender 
Rechtsverordnungen

Zur Komplettierung der Umsetzung des EU-​

Bankenpakets bedarf es neben der Anpassung 

nationaler Gesetze auch Änderungen an beste-

henden Rechtsverordnungen, namentlich an 

der Großkredit- und Millionenkreditverordnung 

(GroMiKV), der Solvabilitätsverordnung (SolvV) 

und der InstitutsVergV. Teilweise ergibt sich 

Änderungsbedarf unmittelbar aus der CRR II 

oder der CRD V, teilweise sind Folgeänderungen 

aufgrund der Anpassungen im KWG erforder-

lich. Aus diesem Grund hat die BaFin in der Zeit 

vom 12. November 2020 bis 4. Dezember 2020 

fünf Entwürfe für entsprechende Änderungsver-

ordnungen öffentlich konsultiert.25) Die Tat-

sache, dass für die Änderungen an der SolvV 

und der InstitutsVergV jeweils zwei Änderungs-

verordnungen zur Konsultation gestellt wurden, 

lässt sich mit dem späteren Inkrafttreten des 

Puffers der Verschuldungsquote zum 1. Januar 

2023 erklären. Mit der vierten Änderungsver-

ordnung der SolvV werden gesondert nähere 

Einzelheiten zur Berechnung des von G-​SRIs 

maximal ausschüttungsfähigen Betrages, der 

sich in Abhängigkeit vom Erfüllungsgrad des 

Puffers der Verschuldungsquote ergibt, in natio-

nales Recht überführt.

Die Änderungsverordnung zur GroMiKV soll 

zum 28. Juni 2021 in Kraft treten, auch für die 

übrigen Änderungsverordnungen 26) ist mit 

einem Inkrafttreten nicht mehr in diesem Jahr 

zu rechnen.

Anpassungen im nationalen 
Bankenabwicklungsrecht

Die Umsetzung des Bankenabwicklungsrechts 

durch das Risikoreduzierungsgesetz erfolgt ins-

gesamt sehr nah an dem Wortlaut der BRRD II 

und damit auch der SRMR.

Mindestanforderungen 
an Eigenmittel und 
berücksichtigungsfähige 
Verbindlichkeiten (MREL)
Durch die neuen und strengeren Regelungen im 

Bankenabwicklungsrecht, die sich aus dem Ban-

kenpaket27) und dessen nationaler Umsetzung 

im Rahmen des Risikoreduzierungsgesetzes er-

geben, wird die Abwicklungsfähigkeit der Insti-

tute insgesamt verbessert. Dies wird vor allem 

durch die geänderten Regelungen zur Schaf-

fung von ausreichendem Haftkapital erreicht, 

die das Risiko der Beanspruchung von öffent-

lichen Geldern reduzieren.

Im Einklang mit dem TLAC-​Standard 28) wird 

eine feste MREL-​Mindestanforderung für G-​SRI 

in Bezug auf die risikogewichteten Aktiva (RWA) 

und das Leverage Ratio Exposure (LRE) ein-

geführt, die nicht unterschritten werden darf. 

Zudem hat der europäische Gesetzgeber ent-

schieden, den Kreis der Banken, für die eine ge-

setzliche Mindestanforderung gilt, über G-​SRI 

25 Siehe: https://www.bafin.de/SharedDocs/	
Veroeffentlichungen/DE/Konsultation/2020/kon_15_20_
Konsultation_Rechtsverordnungen_ba.html.
26 Entwurf einer Dritten Verordnung zur Änderung der 
SolvV sowie Entwurf einer Dritten Verordnung zur Ände-
rung der InstitutsVergV.
27 Vgl.: Deutsche Bundesbank (2019), S. 43 ff.
28 Total Loss Absorbing Capacity; siehe entsprechender 
Standard des Baseler Ausschusses: https://www.bis.org/fsi/
fsisummaries/tlac.htm.
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Erleichterungen für Factoring­ und Finanzierungsleasing­
institute

Neben den bereits von der Erlaubnispfl icht 

ausgenommenen sogenannten Ein- Objekt- 

Gesellschaften werden nunmehr auch die 

sogenannten Mehr- Objekt- Gesellschaften 

von der Erlaubnispfl icht befreit. Diese betrei-

ben als einzige Finanzdienstleistung das 

Finanzierungsleasing und werden für ein 

oder mehrere Leasingobjekte eines einzel-

nen Leasingnehmers tätig. Unter Risiko-

gesichtspunkten ist es angezeigt, Mehr- 

Objekt - Gesellschaften, die Leasingobjekte 

einem bestimmten Leasingnehmer überlas-

sen und fi nanzieren, aufsichtsrechtlich den 

Unternehmen gleichzustellen, die als Ein- 

Objekt- Gesellschaft lediglich ein einzelnes 

Leasingobjekt einem bestimmten Leasing-

nehmer überlassen und fi nanzieren. Denn 

beide Leasing- Objektgesellschaften ver-

fügen neben der Geschäftsleitung regel-

mäßig über kein eigenes Personal. Aus 

Gründen der Risikoabschirmung werden 

von einer Mehr- Objekt- Gesellschaft nur we-

nige großvolumige Leasingobjekte gehalten, 

die Verwaltung erfolgt jedoch – wie bei Ein- 

Objekt- Gesellschaften – über eine verwal-

tende Leasinggesellschaft. Entscheidend für 

die Befreiung von der Erlaubnispfl icht ist 

außerdem, dass in der Leasing- Objektgesell-

schaft keine geschäftspolitischen Entschei-

dungen getroffen werden. Sie muss zudem 

von einem bereits beaufsichtigten Institut 

verwaltet werden, das seinen Sitz im Euro-

päischen Wirtschaftraum hat und über die 

Erlaubnis zum Betreiben des Finanzierungs-

leasings im Herkunftsstaat verfügt. Des Wei-

teren entfällt für alle Factoring- und Finan-

zierungsleasinginstitute die Pfl icht zur Risiko-

trägeridentifi zierung. Die Ausnahme von 

Factoring- und Finanzierungsleasinginstitu-

ten von der Verpfl ichtung zur Bildung von 

Ausschüssen wird beibehalten. Aufgrund 

der Einführung der Defi nition eines bedeu-

tenden Instituts war insoweit eine Anpas-

sung notwendig geworden. Allerdings bleibt 

die allgemeine Anordnung bestehen, wo-

nach die Aufsichts- oder Verwaltungsorgane 

von Factoring- und Finanzierungsleasing-

instituten in Abhängigkeit von Größe, inter-

ner Organisation sowie Art, Umfang, Kom-

plexität und Risikogehalt der Geschäfte des 

Instituts aus ihrer Mitte Ausschüsse bestel-

len sollen, die sie bei ihren Aufgaben bera-

ten und unterstützen. Darüber hinaus hat 

die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-

aufsicht die Befugnis, die Bildung von Aus-

schüssen zu verlangen. Aus Gründen der 

Gleichstellung und dadurch, dass keine stei-

genden Risiken aus dem Übergang von  

Ein-Objekt- Gesellschaften zu Mehr- Objekt- 

Gesell schaften ersichtlich sind, erscheint 

diese Lösung sachgerecht.
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hinaus auf die sogenannten „Top Tier“-Banken 

zu erweitern. Unter die neue Kategorie der „Top 

Tier“-Banken fallen Banken, die, ohne G-​SRI zu 

sein, eine Bilanzsumme von über 100 Mrd € ha-

ben. Darüber hinaus kann die Abwicklungs-

behörde im Rahmen einer sogenannten Fishing-

Option Institute mit Bilanzsummen von unter 

100 Mrd € als „Top Tier“-Banken klassifizieren, 

wenn sie der Ansicht ist, dass der Ausfall dieser 

Institute ein systemisches Risiko darstellen 

würde. Zusätzlich wurde für G-​SRI und „Top 

Tier“-Banken eine MREL-​Mindestanforderung in 

Höhe von 8 % der Gesamtverbindlichkeiten 

(Total Liabilities and Own Funds: TLOF) ab 

Januar 2024 eingeführt. Dadurch wird eine Ko-

härenz mit der Anforderung der BRRD her-

gestellt, wonach vor einer möglichen Verlust-

deckung durch den einheitlichen Abwicklungs-

fonds (SRF) mindestens eine Verlustteilnahme 

der Anteilseigner und der nachrangigen Gläubi-

ger (Bail-​in) von 8 % der Gesamtverbindlichkei-

ten einschließlich Eigenmitteln erforderlich ist.29) 

Für G-​SRI und „Top Tier“-Banken ist die MREL-​

Mindestanforderung grundsätzlich mit nachran-

gigen MREL-​Instrumenten 30) zu erfüllen. Bei 

den anderen Banken steht sowohl die Höhe der 

MREL-Anforderung als auch die Entscheidung 

über die Erfüllung mit nachrangigen Instrumen-

ten im Ermessen der Abwicklungsbehörde.

Schutz von Privatkunden

Privatkunden sollten grundsätzlich – abgesehen 

von Aktien – keine Instrumente halten, die zur 

primären Verlustabsorptionsmasse der Banken 

gehören. Folglich wurden mit dem neuen Arti-

kel 44a BRRD II zwei Optionen eingeführt, mit-

tels derer Privatkunden vor nicht risikoadäqua-

ten Investitionen in MREL-​fähige Verbindlichkei-

Schutz von Pri-
vatkunden durch 
Einführung einer 
Mindeststücke-
lung

Überblick über die neuen MREL-Regelungen

1 Für  Banken,  für  die  eine  Insolvenz  vorgesehen ist,  kann die  Abwicklungsbehörde  MREL  in  Höhe des  Verlustabsorptionsbetrages 
(= Mindestkapitalanforderungen) festlegen. 2 Umsetzung der BRRD II  bis  28. Dezember 2020, Anwendbarkeit  der SRMR II  ab 28. De-
zember 2020, Anwendbarkeit  der  CRR  II  grundsätzlich ab 27. Juni  2019. 3 Ausgangsformel  zur  Berechnung der institutsspezifischen 
Anforderung: 2 × Pillar1 + 2 × Pillar2 + Marktvertrauenszuschlag bzw. 2 × Leverage Ratio. 4 Die Höhe der Nachranganforderung wird ge-
setzlich  begrenzt  (8% TLOF oder  Prudential  Formula,  siehe  Fußnote 3),  vgl.  Art. 45b Abs. 7 BRRD II.  5 Ausnahmen gemäß Art. 72b 
Abs. 3–5 CRR II möglich. 6 Im Ermessen der Abwicklungsbehörde gemäß Art. 45b Abs. 5 BRRD II (insbesondere: Ja, wenn das Risiko be-
steht,  dass bei  nicht nachrangigen Verbindlichkeiten Gläubiger von aus diesen Verbindlichkeiten erwachsenden Forderungen größere 
Verluste zu tragen haben als in einem regulären Insolvenzverfahren (sog. „No Creditor Worse Off“ (NCWO)-Prüfung).

Deutsche Bundesbank

Ab 1. Januar 2024

Ab Anwendbarkeit 
des Bankenpakets 2)

Ab 1. Januar 2022

13,5% RWA

5% LRE

ggf. höhere instituts-
spezifische Anforderung 3)

18% RWA

6,75% LRE

ggf. höhere instituts-
spezifische Anforderung 3)

institutsspezifische 
Anforderung 3)

8% TLOF im Ermessen
der Abwicklungsbehörde

16% RWA

6% LRE

ggf. höhere instituts-
spezifische Anforderung 3)

13,5% RWA

5% LRE

8% TLOF (aber höchstens
27% RWA)

ggf. höhere instituts-
spezifische Anforderung 3)

18% RWA

6,75% LRE

8% TLOF

ggf. höhere instituts-
spezifische Anforderung 3)

institutsspezifische

Anforderung 3)

institutsspezifische

Anforderung 3)

institutsspezifische

Anforderung 3)

grundsätzlich ja 5)Nachranganforderung 4) Einzelfallentscheidung 6)

G-SRIs andere Banken
(für die eine Abwicklung
vorgesehen ist 1))

„Top Tier“-Banken
(> 100 Mrd € Bilanzsumme
und Fishing-Option)

29 Die höchste der drei Anforderungen (RWA, LRE oder 
TLOF) stellt die für die Bank bindende Anforderung dar.
30 Neben den Eigenmitteln eines Instituts sind grundsätz-
lich nur solche Verbindlichkeiten anrechenbar, die nachran-
gig gegenüber bestimmten anderen Verbindlichkeiten (z. B. 
Einlagen, Derivaten) sind.

Deutsche Bundesbank 
Monatsbericht 

Dezember 2020 
63



ten geschützt werden sollen: Entweder ein an-

fänglicher Mindestanlagebetrag von 10 000 €, 

wobei Privatkunden von ihrem Gesamtinvesti-

tionsvermögen von höchstens 500 000 € maxi-

mal 10 % ihres Portfolios in derartige Anleihen 

investieren dürfen, oder alternativ eine Mindest-

stückelung in Höhe von 50 000 €.

Deutschland hat sich für die Umsetzung der 

zweiten Option entschieden und eine Mindest-

stückelung von 50 000 € für nachrangige 

MREL-​fähige Verbindlichkeiten aller Banken ein-

geführt. Darüber hinaus erlaubt die Ausgestal-

tung von Artikel 44a BRRD II auch die Einfüh-

rung einer Mindeststückelung für zusätzliches 

Kernkapital und Ergänzungskapital. In Deutsch-

land gilt daher auch für diese Instrumente eine 

Mindeststückelung in Höhe von 50 000 €. Für 

kleine und nicht komplexe Institute gilt für die 

letztgenannten Kapitalinstrumente eine ab-

weichende Mindeststückelung von 25 000 €. 

Von der Möglichkeit, auch eine höhere Min-

deststückelung als 50 000 € vorsehen zu kön-

nen, hat der Gesetzgeber folglich keinen Ge-

brauch gemacht.

Mit der Einführung einer Mindeststückelung soll 

sichergestellt werden, dass Privatkunden und 

insbesondere Kleinanleger ihr Vermögen nicht 

übermäßig in Instrumente anlegen, die vorran-

gig für einen Bail-​in herangezogen werden kön-

nen. Solche Privatkunden sollten im Falle einer 

Abwicklung oder Insolvenz eines Instituts nicht 

in der ersten Verteidigungslinie stehen, um Ver-

luste zu absorbieren. Vielmehr sollten Investitio-

nen in solche Instrumente den institutionellen 

Investoren vorbehalten sein, die besser in der 

Lage sein sollten, Verluste zu tragen und das 

Verhältnis zwischen Risiko und Ertrag solcher In-

strumente zu beurteilen. Ein Privatkunde kann 

in der Regel nicht einschätzen, ob die Rendite 

eines Instruments, das zusätzliches Kernkapital, 

Ergänzungskapital oder auch sonstiges Nach-

rangkapital darstellt, das Ausfallrisiko aus-

reichend widerspiegelt, zumal solche Instru-

mente im Gegensatz zu Aktien eher als festver-

zinsliches Investment mit geringem Risiko wahr-

genommen werden.

Besonderheiten bei der 
Insolvenzeröffnung

Mit dem neuen Artikel 32b BRRD II wurde ein 

zusätzlicher Anknüpfungspunkt für eine Insol-

venzeröffnung eingeführt. Damit sollen Situa-

tionen geregelt werden, in denen ein Institut als 

„failing or likely to fail“ (FOLTF – ausfallend oder 

wahrscheinlich ausfallend) eingestuft wurde, 

bei dem allerdings kein öffentliches Interesse an 

einer Abwicklung besteht und national noch 

kein Insolvenzeröffnungsgrund vorliegt. Das Zu-

sammenfallen der vorgenannten Umstände soll 

jedoch nicht dazu führen, dass sich das betref-

fende Institut in einem Schwebezustand befin-

det, weil weder eine Abwicklung noch eine 

Liquidierung im nationalen Insolvenzverfahren 

stattfinden kann. Da der Aufsicht nach Ansicht 

des Gesetzgebers mit § 46 KWG und den in 

den §§ 17 bis 19 Insolvenzordnung geregelten 

Insolvenzeröffnungsgründen bereits Instru-

mente zur Handhabung solcher Institute zur 

Verfügung stehen, wurde in Deutschland eine 

Änderung der bestehenden Gesetzeslage zur 

Vermeidung dieser Schwebezustände nicht für 

erforderlich gehalten.

Aufhebung des Kreditinstitute-​
Reorganisationsgesetzes

Das Kreditinstitute-​Reorganisationsgesetz 

(KredReorgG) wird im Rahmen der Änderungen 

durch das Risikoreduzierungsgesetz aufgeho-

ben. Dies wird damit begründet, dass das 

KredReorgG keine praktische Relevanz erlangt 

hat und mit der Einführung des europäischen 

Abwicklungsregimes obsolet geworden ist.

Änderungen an anderen 
Gesetzen

Durch das Risikoreduzierungsgesetz werden 

auch Anpassungen am Einlagensicherungs-

gesetz (EinSiG) vorgenommen. Die Änderungen 

betreffen sowohl Fragen der Organisation der 

Entschädigungseinrichtungen als auch Klarstel-

Mindest
stückelung 
von 50 000 € 
bzw. 25 000 €

Kein Umset-
zungserfordernis 
des Artikel 32b 
BRRD II in 
Deutschland

Veränderungen 
im EinSiG betref-
fen Organisation 
der Entschädi
gungsein
richtungen
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lungen zu Fragen im Bereich der Einlegerent-

schädigung, wie etwa zu den nicht entschädi-

gungsfähigen Einlagen oder zum Umfang und 

zur Berechnung des Entschädigungsanspruchs, 

zum Beispiel bei Treuhandkonten.

Wesentlicher ist aber, dass die selbständigen 

deutschen Förderbanken mit dem Herausfallen 

aus der EU-​Bankenregulierung auch aus dem 

Anwendungsbereich des EinSiG ausgeschieden 

sind, da nur CRR-​Kreditinstitute der gesetz-

lichen Pflicht zur Einlegerentschädigung unter-

liegen. Davon ist die bisherige Zuordnung die-

ser Institute zur Entschädigungseinrichtung des 

Bundesverbandes Öffentlicher Banken Deutsch-

lands GmbH (EdÖ) betroffen. Vor diesem Hin-

tergrund regelt das EinSiG nun die Möglichkeit 

der Aufhebung der Beleihung und die risikoge-

rechte Übertragung der durch Beiträge finan-

zierten finanziellen Mittel auf eine andere Ent-

schädigungseinrichtung. Die Änderung des 

EinSiG wird ferner zum Anlass genommen, eine 

Lücke im Gesetz zu schließen: Das EinSiG sieht 

bislang keine Möglichkeit für Sicherungssys-

teme vor, für die Erfüllung von Haftungsansprü-

chen gemäß § 145 SAG Sonderbeiträge zu er-

heben. Dies wird nun entsprechend ergänzt.

Ausblick

Mit dem Bankenpaket und der Komplettierung 

der darin vorgesehenen Regelungen durch die 

nationale Umsetzung ist ein weiterer, wichtiger 

Schritt bei der Abarbeitung der regulatorischen 

Postfinanzkrisenagenda geschafft und ein be-

deutender Beitrag zu einer weiteren Reduzie-

rung von Risiken im Bankensektor erreicht. Da-

mit ist es jedoch nicht getan: Die Europäische 

Kommission arbeitet bereits an den Entwürfen 

für die CRR III und CRD VI, mit denen insbeson-

dere die Umsetzung des finalen Basel III-​Pakets 

von Ende 2017 erfolgen soll.

Im März 2020 hat sich die Gruppe der Zentral-

bankpräsidenten und Leiter der Bankaufsichts-

behörden (Governors and Heads of Supervision: 

GHOS) als Reaktion auf die Auswirkungen der 

Covid-​19-​Pandemie auf eine einjährige Ver-

schiebung der Umsetzung der finalen Basel III-​

Reformen geeinigt.31) Diese soll nun nach den 

Basler Vorgaben bis zum 1. Januar 2023 erfol-

gen, ebenso wie die geänderten Säule 3-​Anfor-

derungen. Vor diesem Hintergrund verschieben 

sich auch weitere Fristen: Das Phase-​in des Out-

put Floors endet nun zum 1. Januar 2028, der 

„Fundamental Review of the Trading Book 

(FRTB)“ und das geänderte „Credit Valuation 

Adjustment (CVA)“-Rahmenwerk müssen erst 

zum 1. Januar 2023 umgesetzt sein. Im August 

2020 erhielt die EBA von der Europäischen 

Kommission einen zweiten Call for Advice mit 

der Bitte, die Analyse des ersten Call for Advice 

im Lichte der aktuellen Entwicklungen durch 

Covid-​19 zu überprüfen. Im Rahmen des Call for 

Advice veröffentlicht die EBA ihre Empfehlun-

gen zur Umsetzung von Basel III in der EU. Da-

rin enthalten ist eine quantitative Analyse der 

geschätzten Auswirkungen auf der Daten-

grundlage der teilnehmenden Banken sowie 

eine Reihe politischer Empfehlungen. Die Ergeb-

nisse stellen eine Grundlage für den Legislativ-

vorschlag zur Umsetzung von Basel III in euro-

päisches Recht (CRR III) dar. Die Europäische 

Kommission wird diesen voraussichtlich bis 

Mitte 2021 vorlegen.

Abarbeitung der 
Postkrisen-
agenda noch 
nicht vollendet

Verschiebung 
Basler Reformen 
wegen Covid-​19
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Kreditinstituten und bestimmten Wertpapierfirmen im Rahmen eines einheitlichen Abwicklungs-

mechanismus und eines einheitlichen Abwicklungsfonds sowie zur Änderung der Verordnung (EU) 

Nr. 1093/​2010.

Verordnung (EU) Nr. 1024/​2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Übertragung besonderer Auf-

gaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank.

Verordnung (EU) Nr. 575/​2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über 

Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verord-

nung (EU) Nr. 646/​2012.
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